
Ärztlicher Notfalldienst

Notarzt, Rettungsdienst und Krankentransport sind bayernweit unter der 
Telefonnummer 112, auch aus Mobilfunknetzen zu erreichen. 

Am 5. und 6. Dezember 2020 ist der ärztliche Bereitschaftsdienst (Not-
falldienstarzt, Augenarzt, Hals-Nasen-Ohrenarzt und Frauenarzt) für das 
gesamte Oberallgäu, Kempten und den Altlandkreis Kempten unter der 
neuen Nummer 116117 zu erreichen.

Parallel dazu gilt aber weiterhin die alte bayerische Telefonnummer 
01805/191212.

Zahnärztlicher Notfalldienst 
im Altlandkreis Sonthofen

Der Notfallzahnarzt ist zu erreichen für den 5. und 6. Dezember 2020 
unter Telefon 08321/4210. Notfallsprechstunden von 10.00 bis 12.00 und 
von 18.00 bis 19.00 Uhr. Der Notfallzahnarzt für den Bereich Kempten 
ist in der Kemptener Ausgabe dieser Zeitung unter der Rubrik „was, wo, 
wer, wann“ aufgeführt.

Sonntags- und Nachtdienst der Apotheken

Bad Hindelang:
am 6. Dezember 2020: Drei-Kugel-Apotheke, 
Gerberweg 6, Telefon 08324/328 

Sonthofen, Immenstadt, Blaichach:
am 5. Dezember 2020: Allgäu-Apotheke, Sonthofen,
Grüntenstraße 24, Telefon 08321/83445 
am 6. Dezember 2020: Alpen-Apotheke, Immenstadt, 
Bahnhofstraße 36, Telefon 08323/2677

Oberstdorf, Fischen:
am 5. Dezember 2020: Hubertus-Apotheke, Oberstdorf, 
Weststraße 11, Telefon 08322/4644 (17.00 bis 19.00 Uhr)
am 6. Dezember 2020: Vallis-Apotheke, Oberstdorf, 
Poststraße 10, Telefon 08322/940700  

Oberstaufen:
am 5. Dezember 2020: Stadt-Apotheke, Lindenberg,
Bismarckstraße 9, Telefon 08381/940087
am 6. Dezember 2020: Propstei-Apotheke, Oberstaufen, 
Hugo-von-Königsegg-Str. 1, Telefon 08386/2730 

Altusried, Betzigau, Buchenberg, Dietmannsried, Durach, Lauben, 
Sulzberg, Waltenhofen, Wiggensbach:
am 5. Dezember 2020: Christophorus-Apotheke, Durach, 
Bürgermeister-Batzer-Str. 1, Telefon 0831/564657 (18.00 bis 20.00 Uhr)

Diensthabende Apotheken in Kempten:
am 5. Dezember 2020: Engel-Apotheke, 
Lotterbergstraße 57, Telefon 0831/97170
am 6. Dezember 2020: Hof- und Residenz-Apotheke 
Poststr. 16, Telefon 0831/22767

Es wird gebeten, den Sonntagsdienst nur in dringenden Fällen in 
Anspruch zu nehmen!

Bekanntmachung der Stadt Sonthofen

Bebauungsplan Nr. 89 „Quartier Goethestraße Ost“ mit 10. Ände-
rung und Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 15;
Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses;

Die Stadt Sonthofen hat mit Beschluss vom 12.11.2020 den Bebau-
ungsplan Nr. 89 „Quartier Goethestraße Ost“ mit 10. Änderung und 
Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 15 als Satzung beschlossen. 
Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches 
(BauGB) ortsüblich bekannt gemacht. Mit dieser Bekanntmachung tritt 
der Bebauungsplan Nr. 89 „Quartier Goethestraße Ost“ mit 10. Änderung 
und Teilaufhebung des Bebauungsplans Nr. 15 in Kraft. 

Jedermann kann den Bebauungsplan mit der Begründung bei der Stadt 
Sonthofen (Rathausplatz 1, 87527 Sonthofen) während der allgemeinen 
Öffnungszeiten einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 

Die Öffnungszeiten sind:

Montag und Mittwoch 	 von 8.00 – 12.00 und von 13.30 – 17.00 Uhr	
Dienstag 	 von 8.00 – 13.00 Uhr	
Donnerstag und Freitag	 von 8.00 – 12.00 Uhr

Von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6a Abs. 1 und § 10a  
Abs. 1 BauGB wurde gemäß Vorgaben des beschleunigten Verfahrens 
(gem. § 13a i. V. m. § 13 Abs. 3 Halbsatz 1 BauGB) abgesehen.

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von  
Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie 
die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. Unbeacht-
lich werden demnach

1. �eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. �eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und 
des Flächennutzungsplans,

3. �nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungs-
vorgangs und

4. �nach § 214 Abs. 2a im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebau-
ungsplans schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden 
sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen 
soll, ist darzulegen. Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3  
Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewiesen. Danach erlöschen Ent-
schädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene 
Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

Sonthofen, 23.11.2020

STADT SONTHOFEN

gez.: Christian Wilhelm, Erster Bürgermeister� 51-331

Bekanntmachung der Gemeinde Blaichach

Die in der Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserabgabesatzung 
(BGS/WAS) der Gemeinde Blaichach (i. d. F. vom 01.01.2017) festge-
setzten Herstellungsbeiträge (vgl. § 6 BGS-WAS), die Grundgebühren 
(vgl. § 10 BGS-WAS), sowie die Verbrauchsgebühren (vgl. § 11 BGS/
WAS) werden zum 01.01.2021 der Kostenentwicklung bzw. entsprechend 
den abgaberechtlichen Voraussetzungen angepasst.

Vorbehaltlich der noch durchzuführenden endgültigen Kalkulation der 
Herstellungsbeiträge, der Grundgebühren sowie der Verbrauchsgebühren 
durch den kommunalen Prüfungsverband wird die Anpassung voraus-
sichtlich zu einer Erhöhung der Herstellungsbeitragssätze, der Grundge-
bühren- sowie der Verbrauchsgebührensätze gegenüber den derzeit gel-
tenden Beitrags-, Grundgebühren- und Verbrauchsgebührensätzen führen.

In welcher Höhe eine Anpassung der Beiträge und Gebühren erforderlich 
wird, kann erst nach Abschluss der noch durchzuführenden Berechnungen 
festgestellt werden.

Nach Abschluss der o.g. Berechnungen ist mit einer rückwirkenden 
Anpassung der entsprechenden Beitrags-, Grundgebühren- und Ver-
brauchsgebührensätze sowie der entsprechenden Bestimmungen in der 
BGS/WAS zu rechnen.

Diese Bekanntmachung dient lediglich der Vorabinformation der Bei-
trags- und Gebührenzahler, da die endgültigen Berechnungen erst im 
kommenden Jahr (2021) abgeschlossen werden können, die Anpassungen 
jedoch aus verwaltungsrechtlichen und verwaltungstechnischen Gründen 
zum 01.01.2021 erfolgen müssen.
� 51-332

Bekanntmachung der Stadt Immenstadt 

Vollzug des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes (BayStrWG) – 
Fortführung der Bestandsverzeichnisse

Der Bau- und Umweltausschuss der Stadt Immenstadt hat in seinen 
Sitzungen vom 21.09.2017, 18.10.2018 und 08.09.2020 folgende Wid-
mungen gem. Art. 6 BayStrWG zu Ortsstraßen (Art. 46 Nr. 2 BayStrWG) 
beschlossen:

1.	 Widmung Parkplatz „Kirchbichel“
	� Der im Ortsteil Bühl gelegene Parkplatz „Kirchbichel“ auf dem Grund-

stück Fl.Nr. 1, Gemarkung Bühl am Alpsee, wird gem. Art. 46 Nr. 2 
i.V.m. Art. 6 BayStrWG als öffentliche Verkehrsfläche gewidmet.

	� Die Verkehrsfläche beginnt im Westen (km 0,000) am bisherigen 
Ausbauende des Parkplatzes (km 0,000) und endet im Osten an der 
Einmündung in die Kirchsteige (km 0,086). 

	 Träger der Straßenbaulast ist die Stadt Immenstadt im Allgäu.

2.	 Widmung Verlängerung Straßenzug „Hirtenbichel“
	� Die in Rauhenzell auf den Grundstücken Fl.Nrn. 219/56 und 219/1 

(Tfl.), Gemarkung Rauhenzell, neu gebaute Fortführung der Erschlie-
ßungsstraße „Hirtenbichel“ wird zur Ortsstraße gem. Art. 46 Nr. 2 
i.V.m. Art. 6 BayStrWG gewidmet.

	� Das Straßenstück beginnt im Süden (km 0,000) am bisherigen Ausbau-
ende an der Nordgrenze des Flurstücks 200/2, Gemarkung Rauhenzell 
und endet im Norden am Ausbauende der Wendeplatte auf dem Grund-
stück Fl.Nr. 219/1, Gemarkung Rauhenzell (km 0,101).

	� Träger der Straßenbaulast ist die Stadt Immenstadt im Allgäu.

3.	 Widmung „Am Vogelhort“
	� Die in Rauhenzell auf den Grundstücken Fl.Nrn. 219/66 (Tfl.) und 

219/1, jeweils Gemarkung Rauhenzell, neu gebaute Erschließungsstra-
ße „Am Vogelhort“ wird zur Ortsstraße gem. Art. 46 Nr. 2 i.V.m. Art. 6 
BayStrWG gewidmet.

	� Das Straßenstück beginnt im Süden (km 0,000) an der Einmündung der 
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Öffnungszeiten des Landratsamtes Oberallgäu: 
Montag: 8.00–12.00 und 13.30–17.00 Uhr   Dienstag: 8.00–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag: 8.00–12.00 und 13.30–16.00 Uhr   Freitag: 8.00–12.30 Uhr

Erweiterte Öffnungszeiten des Bürgerservicebereiches (Telefon 08321/612-900) im Landratsamt: 
Montag 7.30–17.00 Uhr   Dienstag 7.30–13.00 Uhr   Mittwoch und Donnerstag 7.30–16.00 Uhr   Freitag 7.30–12.30 Uhr

Sprechstunde für Unternehmerinnen und Unternehmer zu finanziellen Fördermöglichkeiten: Donnerstag 9.00-12.00 Uhr, Terminvereinbarung unter Tel.: 08321 / 612-342

Nutzen Sie die Möglichkeit, auch außerhalb dieser Zeiten Termine zu vereinbaren.
Aktuelle Stellenausschreibungen finden Sie im Internet unter www.oberallgaeu.org/stellenangebote oder Tel. (08321) 612-211

„Nagelfluhstraße“ und endet im Norden am Ausbauende der Wendeplat-
te auf dem Grundstück Fl.Nr. 219/1, Gemarkung Rauhenzell (km 0,102).

	� Träger der Straßenbaulast ist die Stadt Immenstadt im Allgäu.
4.	 Widmung „Nagelfluhstraße“
	� Die in Rauhenzell auf den Grundstücken Fl.Nrn. 219/66 (Tfl.) und 

215/13, jeweils Gemarkung Rauhenzell, neu gebaute Erschließungs-
straße „Nagelfluhstraße“ wird zur Ortsstraße gem. Art. 46 Nr. 2 i.V.m. 
Art. 6 BayStrWG gewidmet.

	� Das Straßenstück beginnt im Westen (km 0,000) an der Einmündung 
der Straße „Hirtenbichel“ (km 0,000) und endet im Osten am Ausbau-
ende Nordwestecke Fl.Nr. 215/13, Gemarkung Rauhenzell (km 0,225).

	� Träger der Straßenbaulast ist die Stadt Immenstadt im Allgäu.

5.	 Widmung „Ahornweg“
	� Die in Bräunlings auf den Grundstücken Fl.Nrn. 435/1 und 435/46, 

jeweils Gemarkung Stein i. Allgäu, neu gebaute Erschließungsstraße 
„Ahornweg“ wird zur Ortsstraße gem. Art. 46 Nr. 2 i.V.m. Art. 6 
BayStrWG gewidmet.

	� Das Straßenstück beginnt im Süden (km 0,000) am Ausbauende der 
Wendeplatte und endet im Norden an der Einmündung zur Kreisstraße 
OA 31 (km 0,095).

	� Träger der Straßenbaulast ist die Stadt Immenstadt im Allgäu.

6.	 Widmung „Buchenhain“
	� Die in Bräunlings auf dem Grundstück Fl.Nr. 465, Gemarkung Stein 

i. Allgäu, neu gebaute Erschließungsstraße „Buchenhain“ wird zur 
Ortsstraße gem. Art. 46 Nr. 2 i.V.m. Art. 6 BayStrWG gewidmet.

	� Das Straßenstück beginnt im Süden an der Einmündung in die Straße 
„Buchenhain“ (km 0,000) und endet im Norden am Ausbauende an der Wen-
deplatte (km 0,114) am Ende des Grundstücks Fl.Nr. 465, Gemarkung Bühl.

	� Träger der Straßenbaulast ist die Stadt Immenstadt im Allgäu.

7.	 Widmung „Hofweg“
	� Die in Eckarts auf dem Grundstück Fl.Nr. 41/6, Gemarkung Eckarts, 

neu gebaute Erschließungsstraße „Hofweg“ wird zur Ortsstraße gem. 
Art. 46 Nr. 2 i.V.m. Art. 6 BayStrWG gewidmet.

	� Das Straßenstück beginnt im Westen am Ausbauende des Wendeham-
mers (km 0,000) und endet an der Einmündung „Akamser Straße“ 
(km 0,144).

	� Träger der Straßenbaulast ist die Stadt Immenstadt im Allgäu.

Die hierzu ergangene Verfügung kann im Stadtbauamt, Kirchplatz 7,  
2. Stock, Zimmer Nr. 313, während der allgemeinen Öffnungszeiten 
eingesehen werden (Hinweis: Die allgemeinen Öffnungszeiten sind in der 
Regel von Mo. bis Fr. von 8.00 bis 12.00 Uhr, Mo., Di., Do. von 14.00 bis 
16.00 Uhr und Mi. von 14.00 bis 18.00 Uhr. Beachten Sie bitte, dass das 
Rathaus während gesetzlicher Feiertage geschlossen ist).

Die Widmungen gelten zwei Wochen nach ihrer ortsüblichen Bekannt-
machung als bekanntgegeben. Sie werden zu diesem Zeitpunkt wirksam. 

Immenstadt, den 10. November 2020

STADT IMMENSTADT I. ALLGÄU

gez.: Nico Sentner, Erster Bürgermeister� 51-333

Bundesimmissionsschutzgesetz, Gesetz über die Umweltverträglich-
keitsprüfung;
Schrottplatz der Firma Föll Rohstoffhandel GmbH in der Webereistr. 37, 
87471 Durach, Fl.Nrn. 452/30, 452/33, Gemarkung Durach, und Fl.Nrn. 
2003/23, 2086/12, 2086/13, 2086/14, 2086/15, 2086/18, Gemarkung 
Sankt Mang

Standortverbesserung Durach

Bekanntmachung gemäß § 5 Abs. 2 des
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung

Die Firma Föll Rohstoffhandel GmbH, Webereistraße 37, 87471 
Durach, beantragte beim Landratsamt Oberallgäu die Genehmigung 
nach § 16 BImSchG  zur wesentlichen Änderung des Schrottplatzes 
Durach. Die Änderung des Schrottplatzes umfasst verschiedene logi-
stische Änderungen, die Installation einer zweiten Schrottschere und 
vor allem umfangreiche bauliche Maßnahmen wie die Errichtung von 
Lärmschutzwände und Hallen. Die Hallen und Wände dienen vorrangig 
der Verbesserung der schalltechnischen Situation.

Das Landratsamt Oberallgäu führt ein förmliches immissionsschutzrecht-
liches Genehmigungsverfahren gem. § 10 i.V.m. § 16 des Bundesimmis-
sionsschutzgesetzes – BImSchG – durch.

Die allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 7 Abs. 1, § 9 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 2, § 9 Abs.4  i.V.m. Anlage 1 Nr. 8.7.1.1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung – UVPG – ergab, dass die Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht erforderlich ist.

Am Standort selbst liegen keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vor 
(§ 7 Abs. 2 Satz 3 UVPG). Der Standort ist vielmehr seit Jahrzehnten 
durch eine Nutzung als Schrottplatz geprägt. Die vorgelegten Gutachten 
zu Lärm, Luftverunreinigungen und Geräusche zeigen, dass durch das 
geplante Vorhaben der Standortverbesserung nicht mit erheblichen nach-
teiligen Auswirkungen gerechnet werden muss.
In der Zusammenschau, gerade auch mit Blick auf die angestrebte Ver-
ringerung der vom Betrieb des Schrottplatzes ausgehenden Emissionen, 
ist daher durch das Vorhaben nicht von erheblichen Umweltauswirkungen 
aufgrund der Merkmale des Vorhabens oder besonderer örtlicher Gege-
benheiten auszugehen (§ 7 Abs.1 Satz 3 UVPG). Die Prüfung ergab, dass 
durch das geplante Vorhaben der Standortverbesserung nicht mit erheb-
lichen nachteiligen Auswirkungen gerechnet werden muss.

Die Einschätzung beruht auf einer Ausarbeitung des Antragstellers 

während der allgemeinen Dienststunden 

Montag und Mittwoch	 8.00 – 12.00 und 13.30 – 17.00 Uhr
Dienstag		  8.00 – 13.00 Uhr
Donnerstag u. Freitag	 8.00 – 12.00 Uhr

öffentlich aus. Es wird auf das Gesetz zur Sicherstellung ordnungsge-
mäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-
19-Pandemie (Planungssicherstellungsgesetz – PlanSiG – vom 20. Mai 
2020 (BGBI. I. S. 1041) hingewiesen. Danach kann die Auslegung durch 
eine Veröffentlichung im Internet ersetzt werden, wenn die jeweilige 
Auslegungsfrist spätestens mit Ablauf des 31. März 2021 endet. Demnach 
werden gem. § 1 und § 2 PlanSiG die Bekanntmachung sowie die öffent-
lich auszulegenden Planunterlagen im o.g. Zeitraum auf der Internetseite 
der Stadt Sonthofen

(https://www.stadt-sonthofen.de/stadtinfos/aktuelles/bauleitplanung) 

veröffentlicht.

Stellungnahmen können während dieser Frist schriftlich oder während der 
Dienststunden zur Niederschrift abgegeben werden. Nicht fristgerechte 
abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über 

Bekanntmachung der Stadt Sonthofen

Aufstellung einer Einbeziehungs- und Klarstellungssatzung „Margare-
then-Ost“; Aufstellungsbeschluss und öffentliche Auslegung

In seiner Sitzung am 29.09.2020 hat der Stadtrat der Stadt Sonthofen die 
Aufstellung der Einbeziehungs- und Klarstellungssatzung für Flächen/ 
Teilflächen der Flurnummern 4345/2, 4345, 4345/4, 4345/3 und 4345 der 
Gemarkung Sonthofen im OT Margarethen beschlossen. 

Der Bau- und Umweltausschuss der Stadt Sonthofen hat in der Sitzung 
vom 12.11.2020 den Entwurf der Einbeziehungs- und Klarstellungssat-
zung Margarethen-Ost gebilligt.

Der Entwurf der Einbeziehungs- und Klarstellungssatzung besteht aus 
der Planzeichnung und den textlichen Festsetzungen. Beigefügt ist die 
Begründung zum Satzungsentwurf. Die Satzungsunterlagen in der Fas-
sung vom 12.11.2020 liegen in der Zeit

vom 09.12.2020 bis einschließlich 19.01.2021

im Rathaus der Stadt Sonthofen, Rathausplatz 1,
an der Bürgertheke im Erdgeschoss

die Einbeziehungs- und Klarstellungssatzung unberücksichtigt bleiben, 
wenn die Stadt den Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen 
und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit der Einbeziehungs- und Klar
stellungssatzung nicht von Bedeutung ist.

Geltungsbereich (o.M.)
Der Geltungsbereich befindet sich im OT Margarethen und umfasst 
Flächen/Teilflächen der Flurnummern 4345/2, 4345, 4345/4, 4345/3 und 
4345 der Gemarkung Sonthofen. 

Datenschutz:
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grund
lage der Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e (DSGVO) i.V. mit § 3 BauGB und 
dem BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben 
abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. 
Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutz-
rechtliche Informationspflichten im Bauleitplanverfahren“ das ebenfalls 
öffentlich ausliegt. 

Sonthofen, 23.11.2020

STADT SONTHOFEN

gez.: Christian Wilhelm, Erster Bürgermeister � 51-330
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zur UVP-Vorprüfung im Antrag vom 19.10.2020 (§ 7 Abs.4 i.V.m. 
Anlage 2 UVPG), dem Lärmgutachten des Ingenieurbüros Tecum vom 
15.07.2019, dem Gutachten nach TA Luft der IMA Richter & Röckle 
GmbH & Co. KG vom 10.07.2019, dem Erschütterungsgutachten des 
Ingenieurbüros Kurz und Fischer vom 16.10.2020 und der Baugrund-
erkundung der Geo-Consult Allgäu GmbH vom 25.04.2018 (§ 7 Abs. 
5 Satz 2 UVPG). Die Angaben wurden mit eigenen Erkenntnissen aus 
dem seit Jahrzehnten betriebenen Schrottplatz ergänzt. 

gez.: Ruch, RA� Az. 22.1 - 171/4-119/3 Ru
� 22.1-334

Landratsamt Oberallgäu
Az: 22.03-647/2-05/15

Bekanntmachung

zur vorläufigen Sicherung des vom Wasserwirtschaftsamt Kempten 
ermittelten Überschwemmungsgebietes der Ostrach in der Stadt 
Sonthofen, in der Gemeinde Burgberg und im Markt Bad Hindelang

Das Landratsamt Oberallgäu erlässt folgende 

Allgemeinverfügung:

1.	� Die vorläufige Sicherung des Überschwemmungsgebietes an der 
Ostrach von Fl.km. 0,00 – 13,325 in der Stadt Sonthofen, in der 
Gemeinde Burgberg und im Markt Bad Hindelang (Landkreis Ober
allgäu) wird bis zum 01.12.2022 verlängert.

2.	� Die Abgrenzung des Überschwemmungsgebietes ergibt sich aus der 
vom Wasserwirtschaftsamt Kempten erstellten Übersichtskarte und 
den Detailkarten.

Mit Bekanntmachung im Amtsblatt Nr. 49 für den Landkreis Oberallgäu 
vom 01.12.2015 wurde das vom Wasserwirtschaftsamt Kempten ermit-
telte und in Karten dargestellte Überschwemmungsgebiet der Ostrach 
vorläufig gesichert (§ 76 Abs. 3 Wasserhaushaltsgesetz – WHG i.V.m. Art 
47 Abs. 2 Bayerisches Wassergesetz – BayWG). Die vorläufige Siche-
rung eines Überschwemmungsgebietes endet spätestens nach Ablauf 
von fünf Jahren, kann aber im begründeten Einzelfall um höchstens zwei 
weitere Jahre verlängert werden (Art. 47 Abs. 4 Satz 2 und 3 BayWG).

Zwischenzeitlich wurde die Hochwasserschutzmaßnahme Ostrach in 
Sonthofen fertiggestellt. Die bisherigen Überschwemmungsflächen stim-
men somit in Sonthofen und Burgberg nicht mehr. Die Verlängerung 
der vorläufigen Sicherung des Überschwemmungsgebietes der Ostrach 
um zwei Jahre ist erforderlich, da eine Neuberechnung der neuen Über-
schwemmungsflächen noch nicht fertiggestellt werden konnte und sich 
noch in Arbeit befindet.

Im Anschluss beabsichtigt das Landratsamt Oberallgäu das neu ermittelte 
Überschwemmungsgebiet durch Rechtsverordnung festzusetzen. Die 
vorläufige Sicherung endet vorzeitig mit Erlass der Verordnung (Art. 47 
Abs. 4 Satz 1 BayWG).

Die bei einem Bemessungshochwasser überschwemmten Flächen sind 
in der Übersichtskarte M = 1 : 25.000 schräg dunkelblau schraffiert und 
eingefasst. Diese, sowie die Detailkarten im Maßstab 1 : 2.500, können 
im Landratsamt Oberallgäu, bei der Stadt Sonthofen, der Gemeinde 
Burgberg und dem Markt Bad Hindelang während der üblichen Dienst-
zeiten, sowie im Internet unter www.iug.bayern.de eingesehen werden. 
Dort sind auch weitere Informationen über Überschwemmungsgebiete 
sowie rechtliche Grundlagen und Hinweise zum Festsetzungsverfahren 
enthalten.

Wegen der mit der vorläufigen Sicherung verbundenen Rechtswir-
kungen wird auf §§ 78, 78 a und 78 c WHG hingewiesen.

Weitere Informationen:
Ermittelte, vorläufig gesicherte und festgesetzte Überschwemmungs-
gebiete werden im Internet unter https://www.lfu.bayern.de/wasser/
hw_ue_gebiete/informationsdienst/index.htm im „Informationsdienst 
Überschwemmungsgefährdete Gebiete in Bayern“ (IÜG) für die Öffent-
lichkeit dokumentiert. Dort sind auch weitere Informationen über 
Überschwemmungsgebiete sowie rechtliche Grundlagen und Hinweise 
zum Festsetzungsverfahren enthalten. Wasserspiegellagen sind beim 
zuständigen Wasserwirtschaftsamt zu erfragen.

Die Unterlagen können außerdem im Internet unter 
https://www.oberallgaeu.org/de/oeffentliche-bekanntmachungen.html 
heruntergeladen werden.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Zustel-
lung Klage beim Bayer. Verwaltungsgericht in Augsburg,

Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg, oder
Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg,

schriftlich, zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle 
dieses Gerichtes oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz 
zugelassenen1  Form erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, 
den Beklagten (Freistaat Bayern) und den Gegenstand des Klagever-
fahrens (Ausgangsbescheid mit Datum) bezeichnen und soll einen 
bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tat-
sachen und Beweismittel sollen angegeben und dieser Bescheid soll 
in Urschrift oder Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt 
werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Kraft Bundesrechts wird in Prozessen vor den Verwaltungsgerichten 
infolge der Klageerhebung eine Verfahrensgebühr fällig.

Sonthofen, 23.11.2020

LANDRATSAMT OBERALLGÄU

gez.: Haug, ORR� 22.3-335

¹ �Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und 
entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen 
Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsenz der Baye-
rischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).Bekanntmachung 
des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 24.11.2020, (Bpl.Nr. 
1038/20), verschiedene Nutzungsänderungen, insbesondere zur Erstel-
lung eines Fitnessstudios mit befristeter Gültigkeit bis zum 31.12.2021 
in 87544 Blaichach, Sonthofener Straße 12, (Fl.Nr. 21), Ge-markung 
Blaichach, bauaufsichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schrift
formersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugel-
assen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen 
zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte 
der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.
vgh.bayern.de). 

gez.: Ferdinand Berger
�
Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Land-
ratsamtes Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 

3.16, und bei der Gemeinde Blaichach, Kirchplatz 3, 87544 Blaichach, 
eingesehen werden.

Ferdinand Berger� 21-336

Bekanntmachung des Landratsamtes Oberallgäu

Öffentliche Bekanntmachung

Das Landratsamt Oberallgäu hat mit Bescheid vom 26.11.2020, (Bpl.Nr. 
1183/20), Neubau eines Hochbehälter am Berg sowie einer Pumpstation 
im Tal in Bad Hindelang, (Fl.Nr. 762/4), Gemarkung Hindelang, bauauf-
sichtlich genehmigt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner 
Bekanntgabe Klage erhoben werden bei dem

Bayerischen Verwaltungsgericht Augsburg  
in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4

Postfachanschrift: Postfach 11 23 43, 86048 Augsburg
Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg

schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den 
Schriftformersatz zugelassenen Form.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und den 
Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweis-
mittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder 
in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen 
Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden.

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugel-
assen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere Informationen 
zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte 
der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.
vgh.bayern.de). 

gez.: Karl-Heinz Pfeil

Die genehmigten Planunterlagen können beim Bauamt des Land-
ratsamtes Oberallgäu in 87527 Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2, Zimmer 
3.16, und beim Markt Bad Hindelang, Marktstraße 9, 87541 Bad Hinde-
lang, eingesehen werden.

Karl-Heinz Pfeil� 21-337

Satzung für die Erhebung der Hundesteuer 
in der Stadt Immenstadt i. Allgäu

(Hundesteuersatzung)

Aufgrund des Art. 3 Abs. 1 des Kommunalabgabengesetzes i.d.g.F. 
erlässt die Stadt Immenstadt i. Allgäu folgende Satzung für die Erhe-
bung einer Hundesteuer.

§ 1
Steuertatbestand

Das Halten eines über vier Monate alten Hundes im Stadtgebiet unterliegt 
einer gemeindlichen Jahresaufwandsteuer nach Maßgabe dieser Satzung. 
Maßgebend ist das Kalenderjahr. 

§ 2
Steuerfreiheit

Steuerfrei ist das Halten von
1. �Hunden allein zu Erwerbszwecken, insbesondere das Halten von
	 a) Hunden in Tierhandlungen,
	 b) �Hunden, die zur Bewachung von zu Erwerbszwecken gehaltenen 

Herden notwendig sind und zu diesem Zwecke gehalten werden.
2. �Hunden des Deutschen Roten Kreuzes, des Arbeiter-Samariter-

Bundes, des Malteser Hilfsdienstes, der Johanniter-Unfall-Hilfe oder 
des Technischen Hilfswerks, die ausschließlich der Durchführung der 
diesen Organisationen obliegenden Aufgaben dienen,

3. Hunden ausschließlich zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben,
4. �Hunden, die von Mitgliedern der Truppen oder eines zivilen Gefol-

ges verbündeter Stationierungsstreitkräfte sowie deren Angehörigen 
gehalten werden,

5. �Hunden, die von Angehörigen ausländischer diplomatischer oder 
berufskonsularischer Vertretungen in der Bundesrepublik Deutschland  
gehalten werden,

6. �Hunden, die aus Gründen des Tierschutzes vorübergehend in Tierasyl-
en oder ähnlichen Einrichtungen untergebracht sind,

7. �Hunden, die die für Rettungshunde vorgesehenen Prüfungen bestanden 
haben und als Rettungshunde für den Zivilschutz, den Katastrophen-
schutz oder den Rettungsdienst zur Verfügung stehen,

8. �Hunden, die für Blinde, Taube, Schwerhörige oder völlig Hilflose 
unentbehrlich sind.

§ 3
Steuerschuldner, Haftung

(1) �Steuerschuldner ist der Halter des Hundes. Hundehalter ist, wer einen 
Hund im eigenen Interesse oder im Interesse seiner Haushalts- oder 
Betriebsangehörigen aufgenommen hat. Als Hundehalter gilt auch, 
wer einen Hund in Pflege oder Verwahrung genommen hat oder auf 
Probe oder zum Anlernen hält. Alle in einem Haushalt oder einen 
Betrieb aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltern gemein-
sam gehalten.

(2) �Halten mehrere Personen gemeinsam einen oder mehrere Hunde, so 
sind sie Gesamtschuldner.

(3) �Neben dem Hundehalter haftet der Eigentümer des Hundes für die 
Steuer.

§ 4
Wegfall der Steuerpflicht; Anrechnung

(1) �Die Steuerpflicht entfällt, wenn ihre Voraussetzungen in weniger als 
drei aufeinander folgenden Monaten im Kalenderjahr erfüllt werden.

(2) �1 Tritt an die Stelle eines verstorbenen oder veräußerten Hundes, für 
den die Steuerpflicht im Kalenderjahr bereits entstanden und nicht 
nach Abs. 1 entfallen ist, bei demselben Halter ein anderer Hund, 
entfällt für dieses Kalenderjahr die weitere Steuerpflicht für den 
anderen Hund. ²Tritt in den Fällen des Satzes 1 an die Stelle eines 
verstorbenen oder veräußerten Hundes ein Kampfhund, entsteht für 
dieses Kalenderjahr hinsichtlich dieses Kampfhundes eine weitere 
Steuerpflicht mit einem Steuersatz in Höhe der Differenz aus dem 
erhöhten Steuersatz für Kampfhunde und dem Steuersatz, der für den 
verstorbenen oder veräußerten Hund gegolten hat.

(3) �Ist die Steuerpflicht eines Hundehalters für das Halten eines Hundes 
für das Kalenderjahr oder für einen Teil des Kalenderjahres bereits in 
einer anderen Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland entstanden 
und nicht später wieder entfallen, ist die erhobene Steuer auf die 
Steuer anzurechnen, die dieser Hundehalter für das Kalenderjahr nach 
dieser Satzung zu zahlen hat. 2Mehrbeträge werden nicht erstattet.

§ 5
Steuermaßstab und Steuersatz

(1) Die Steuer beträgt

für den ersten Hund� EUR 85,00
für den zweiten Hund� EUR 193,00
für jeden weiteren Hund� EUR 242,00

Hierunter fallen nicht die in Abs. 2 und Abs. 3 genannten Kampfhunde.

(2) � Als Kampfhund der „Kategorie 2“ im Sinne des Art. 37 Abs. 1 LStVG 
i.V.m. § 1 Abs. 2 Verordnung über Hunde mit gesteigerter Aggressi-
vität und Gefährlichkeit vom 10. Juli 1992 gelten Hunde, bei denen 
die Eigenschaft als Kampfhunde vermutet wird. Im steuerlichen Sinn 
gilt dies für diese Satzung auch dann, wenn für die einzelnen Hunde 
nachgewiesen wird, dass diese keine gesteigerte Aggressivität und 
Gefährlichkeit gegenüber Menschen oder Tieren aufweisen und ein 
Negativzeugnis ausgestellt wurde. Es handelt sich gemäß der Verord-
nung in der Fassung vom 4. September 2002 (GVBl. S. 513, 583) um 
folgende Rassen von Hunden: Alano, American Bulldog, Bullmastiff, 
Bullterrier, Cane Corso, Dog Argentino, Dogue de Bordeaux, Fila 
Brasileiro, Mastiff, Mastin Espanol, Mastino Napoletano, Perro de 
Presa Canario (Dogo Canario), Perro de Presa Mallorquin, Rott-
weiler; Für die genannten Rassen und Gruppen von Hunden, sowie 
deren Kreuzungen untereinander oder mit anderen Hunden beträgt, 

abweichend von Abs. 1 die jährliche Steuer

für den ersten Kampfhund „Kategorie 2“� EUR 1.300,00
für den zweiten Kampfhund „Kategorie 2“� EUR 1.500,00
für jeden weiteren Kampfhund „Kategorie 2“� EUR 1.700,00

(3) �Als Kampfhund der „Kategorie 1“ im Sinne des Art. 37 Abs. 1 
LStVG i.V.m. § 1 Abs. 1 Verordnung über Hunde mit gesteigerter 
Aggressivität und Gefährlichkeit vom 10. Juli 1992 gelten Rassen und 
Gruppen von Hunden, sowie deren Kreuzungen untereinander oder 
mit an-deren Hunden, bei denen die Eigenschaft als Kampfhund stets 
vermutet wird. Es handelt sich gemäß der Verordnung in der Fassung 
vom 4. September 2002 (GVBl. S. 513, 583) um folgende Rassen von 
Hunden: Pit-Bull, Bandog, American Staffordshire Terrier, Staffords-
hire Bullterrier, Tosa–Inu; Hierzu zählen auch Hunde der „Kategorie 
2“ gemäß § 5 Absatz 2 dieser Satzung ab dem 18 Lebensmonat, wenn 
der nötige Nachweis, dass diese keine gesteigerte Aggressivität und 
Gefährlichkeit gegenüber Menschen oder Tieren aufweisen, nicht bei-
gebracht und somit kein Negativzeugnis durch die Sicherheitsbehörde 
ausgestellt wurde.

Für die genannten Rassen und Gruppen von Hunden, beträgt, abweichend 
von Abs. 1 die jährliche Steuer

für den ersten Kampfhund� EUR 1.400,00
für den zweiten Kampfhund� EUR 1.600,00
für jeden weiteren Kampfhund� EUR 1.800,00

(Bei der Bemessung der Anzahl werden auch Kampfhunde der  
„Kategorie 2“ hinzugezählt, denen kein Negativzeugnis ausgestellt 
wurde).

(4) �Für die Deklaration der Hunderassen als Kampfhund gemäß Abs. 
2 und 3 gilt jeweils die aktuell gültige Bayerische Verordnung über 
Hunde mit gesteigerter Aggressivität und Gefährlichkeit sowie die 
beschriebenen steuerlichen Einstufungen.

(5) �Hunde, für die eine Steuerbefreiung nach § 2 gewährt wird, sind bei 
der Berechnung der Anzahl der Hunde nicht anzusetzen. Hunde, für 
die die Steuer nach § 6 ermäßigt wird, gelten als erste Hunde. 

§ 6
Steuerermäßigungen

(1) Die Steuer ist um die Hälfte ermäßigt für
1. �Hunde, die in Einöden gehalten werden. Als Einöde gilt ein Anwesen, 

dessen Wohngebäude mehr als 500 m Luftlinie von jedem anderen 
Wohngebäude entfernt sind.

2. �Hunde, die von Forstbediensteten, Berufsjägern oder Inhabern eines 
Jagdscheines ausschließlich oder überwiegend zur Ausübung der Jagd 
oder des Jagd- oder Forstschutzes gehalten werden, sofern nicht die 
Hundehaltung steuerfrei ist. Die Steuerermäßigung tritt nur ein, wenn 
die Hunde die Brauchbarkeitsprüfung oder eine ihr gleichgestellte 
Prüfung nach § 21 der Verordnung zur Ausführung des Bayerischen 
Jagdgesetzes mit Erfolg abgelegt haben.

² �Die Steuerermäßigung nach Satz 1 kann nur für jeweils einen Hund 
des Steuerpflichtigen beansprucht werden. 3Sind sowohl die Vorausset-
zungen des Satzes 1 Nr. 1 als auch des Satzes 1 Nr. 2 erfüllt, wird die 
Steuer nur einmal ermäßigt.

(2) �1 Wird ein Hund aus einem nach den Vorschriften der Abgabenord-
nung als steuerbegünstigt anerkannten und mit öffentlichen Mitteln 
geförderten inländischen Tierheim oder Tierasyl vom Halter von 
dort in seinen Haushalt aufgenommen, ermäßigt sich die Steuer für 
jeden Monat der Hundehaltung um ein Zwölftel des Steuersatzes.  
2 Die Steuerermäßigung wird längstens für die ersten zwölf Monate 
der Hundehaltung nach Aufnahme in den Haushalt gewährt.

§ 7
Züchtersteuer

(1) �Von Hundezüchtern, die mindestens zwei rassereine Hunde der glei-
chen Rasse in zuchtfähigem Alter, darunter eine Hündin, zu Zucht-
zwecken halten, wird die Steuer für Hunde dieser Rasse in der Form 
der Züchtersteuer erhoben. § 2 Nr. 7 bleibt unberührt. 

(2) �Die Züchtersteuer beträgt für jeden Hund, der zu Zuchtzwecken 
gehalten wird, die Hälfte des Steuersatzes nach § 5 Abs. 1. § 5 Abs. 
4 gilt entsprechend.

(3) �Eine Ermäßigung im Rahmen der Züchtersteuer wird abweichend 
vom Abs. 2 nicht für Kampfhunde im Sinne des § 5 Abs. 2 und Abs. 
3 dieser Satzung gewährt.

§ 8
Allgemeine Bestimmungen für Steuerbefreiung und

Steuerermäßigung (Steuervergünstigung)

(1) �Steuerermäßigungen werden nur auf Antrag gewährt. Maßgebend für 
die Steuervergünstigung sind die Verhältnisse zu Beginn des Jahres. 
Beginnt die Hundehaltung erst im Laufe des Jahres, so ist dieser 
Zeitpunkt entscheidend.

(2) �In den Fällen des § 6 kann jeder Ermäßigungsgrund nur für jeweils 
einen Hund des Steuerpflichtigen beansprucht werden.

(3) �Für Kampfhunde wird keine Steuerbefreiung nach § 2 Nr. 7 und 8 und 
keine Steuerermäßigung gewährt.

§ 9
Entstehung der Steuerpflicht

Die Steuerpflicht entsteht mit Beginn des Jahres oder während des Jahres 
an dem Tag, an dem der Steuertatbestand verwirklicht wird.

§ 10
Fälligkeit der Steuer

Die Steuer wird, soweit nichts Anderes bestimmt ist, jeweils zum 15.  
Februar eines Kalenderjahres fällig. Im Übrigen wird die Steuer einen 
Monat nach Zustellung des Steuerbescheides fällig.

§ 11
Anzeigepflichten

(1) �Wer einen über vier Monate alten, der Stadt noch nicht gemeldeten 
Hund hält, muss ihn innerhalb von 14 Tagen – unter Angabe von 
Namen und Wohnung des Halters, Herkunft, Rasse, Alter und 
Geschlecht, sowie der Zeitpunkt der Inbesitznahme - der Stadt 
melden.

 
(2) �Der steuerpflichtige Hundehalter (§ 3) soll den Hund innerhalb von 

14 Tagen bei der Stadt abmelden, wenn er ihn veräußert oder sonst 
abgeschafft hat, wenn der Hund abhanden gekommen oder tot ist, 
oder wenn der Halter aus der Stadt weggezogen ist. Bei Besitzwech-
sel sind der Name und die Anschrift des neuen Besitzers anzugeben; 
für getötete oder verendete Hunde ist ein entsprechender Nachweis 
vorzulegen. Ebenso ist jede Wohnungsänderung innerhalb von 14 
Tagen mitzuteilen.

(3) �Fallen die Voraussetzungen für eine Steuervergünstigung weg oder 
ändern sie sich, so ist das der Stadt innerhalb von 14 Tagen anzu-
zeigen. 

§ 12
Hundekennzeichen

(1) �Die Stadt gibt für jeden Hund ein Hundekennzeichen (Steuermarke) 
aus. Das Hundekennzeichen ist Eigentum der Stadt und ist bei der 
Abmeldung des Hundes zurückzugeben. 

(2) �Bei Verlust der gültigen Steuermarke wird dem Hundehalter auf 
Antrag eine neue Steuermarke gegen eine Gebühr in Höhe von  
5 Euro ausgehändigt.

(3) �Hunde müssen außerhalb der Wohnung oder des umfriedeten Grund-
besitzes des Hundehalters die Steuermarke tragen.  

(4) �Der Hundehalter ist verpflichtet, den Beauftragten der Stadt die Steu-
ermarke auf Verlangen vorzulegen.

§ 13
Steuerüberwachung

Zur Überprüfung der Hundehaltungen und zur allgemeinen Aufnahme 
des Hundebestandes kann die Stadt nach Art. 13 Abs. 6 Satz 1 KAG in 
Verbindung mit Art 16 des Bayerischen Datenschutzgesetzes

1. Kontrollen durchführen und
2. Auskünfte von Beteiligten und anderen Personen einholen.

§ 14
Ordnungswidrigkeiten

Nach Art. 16 Nr. 2 KAG kann mit Geldbuße bis zu fünftausend Euro 
belegt werden, wer als Hundehalter vorsätzlich oder leichtfertig entgegen

1. § 11 Abs. 1 einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig anmeldet;
2. �§ 11 Abs. 3 den Wegfall der Voraussetzungen für die Steuer

vergünstigung nicht oder nicht rechtzeitig anzeigt;
3. �§ 12Abs. 2 einen Hund außerhalb seiner Wohnung oder seines umfrie-

deten Grundbesitzes ohne befestigte Steuermarke umherlaufen lässt;
4. �§ 12 Abs. 4 die Steuermarke auf Verlangen eines Beauftragten der 

Stadt nicht vorzeigt.

§ 15
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2021 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung 
für die Erhebung einer Hundesteuer in der Stadt Immenstadt i. Allgäu 
(Hundesteuersatzung) vom 01.01.2019 außer Kraft.

STADT IMMENSTADT I. ALLGÄU 26.11.2020

gez.: Nico Sentner, Erster Bürgermeister� 51-338

Öffentliche Zustellung

Sonthofen, 27. November 2020, Nr. Az.: SG52/SF/RY/OA-Y2396
Landkreis Bürgerservice, Frau  Rypa
Oberallgäuer Platz 2, 87527 Sonthofen, Zi. E.05
Telefon: 08321/612-900, Telefax: 08321/612-350  
E-Mail: buergerservice@lra-oa.bayern.de

Zulassungsrecht;
Benachrichtigung über eine öffentliche Zustellung für Herr Silvano Gus-
soni, geb.: 30.03.1960 in Pontremoli (MS)
Zuletzt wohnhaft in:An der Aach 11 A, 87509 Immenstadt
Fahrgestellnummer:WDD2052371F234728 amtl. Kennz.:OA-Y2396

Öffentliche Zustellung des Eingriffsverwaltungsbescheids vom 27. 
November 2020, Nr. Az. SG52/SF/RY/OA-Y2396,
gemäß Art. 41 BayVwVfG i. V. m. Art. 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 
VwZVG

Der derzeitige Aufenthaltsort des vorgenannten Empfängers ist unbe-
kannt.

Zustellungsversuche des o.g. Bescheids durch die Post blieben unter der 
angegebenen Anschrift erfolglos ebenso anschließende Ermittlungen 
über den aktuellen Aufenthalt.

Das o.g. Schriftstück wird daher gemäß Art. 15 VwZVG öffentlich 
zugestellt.

Der Bescheid vom 23.11.2020, Nr., Az. SG52/SF/RY/OA-Y2396, liegt 
bei der Zulassungsstelle des Landratsamtes Oberallgäu, Oberallgäuer 
Platz 2, 87527 Sonthofen, Zi. E.05, während der Dienststunden zur 
Abholung durch den Betroffenen auf.

Es erfolgt der besondere Hinweis, dass durch die öffentliche Zustellung 
Fristen (z.B. Rechtsbehelfsfrist) in Gang gesetzt werden können, nach 
deren Ablauf Rechtsverluste drohen können (vgl. Art. 15 Abs.2 Satz 3 
VwZVG).

Der Bescheid gilt nach Art. 15 Abs. 2 Satz 6 VwZVG als öffentlich 
zugestellt, wenn seit dem Tag der Bekanntmachung der Benachrichtigung 
zwei Wochen vergangen sind.

Rypa, Verwaltungsangestellte/r� 52-339

Sonthofen, den 1. Dezember 2020
gez.: Indra Baier-Müller, Landrätin

Oberallgäu
Landkre is

BürgerService Zulassung
im Landratsamt Oberallgäu

Sonthofen, Oberallgäuer Platz 2
Service-Telefon 08321/612-900

Telefax 08321/612-350
buergerservice@lra-oa.bayern.de

in der gemeinsamen Zulassungsstelle 
von Landkreis und Stadt Kempten (Allgäu)

Kempten, Bahnhofstraße 80
Bürgerservice Zulassung und  
 Führerscheinstelle Kempten  

0831/2525-3400
Telefax 0831/2525-3450

buergerservice-zulassung@kempten.de

Im Internet:
	 ▶  Wunschkennzeichen reservieren
	 ▶  Feinstaubplakette bestellen
	 ▶  Termin vereinbaren

www.buergerservice-zulassung.de

Erweiterte Öffnungszeiten:

Sonthofen Kempten

Mo. 7.30  - 17.00 h 7.30  - 12.00 u. 
13.00 - 17.00 h

Di. 7.30  - 13.00 h 7.30  - 13.00 h

Mi. / Do. 7.30  - 16.00 h 7.30  - 12.00 u. 
13.00 - 16.00 h

Fr. 7.30  - 12.30 h 7.30  - 12.30 h

Über unsere neue Behördenrufnummer 115  
erreichen Sie uns ohne Vorwahl

Montag bis Freitag 7.30 bis 18.00 Uhr


